
AHV-Revision: Regierung passt Verordnungen an

Barauszahlungen der Renten nur noch in Ausnahmefällen
VADUZ Die Regierung hat am Diens-
tag die Abänderung von vier Verord-
nungen genehmigt. Die umfassen-
den Anpassungen waren grössten-
teils aufgrund der AHV-Revision er-
forderlich. Betroffen sind gemäss 
Mitteilung des Ministeriums für Ge-
sellschaft die Verordnung zum Ge-
setz über die Alters- und Hinterlas-
senenversicherung (AHVV), die Ver-
ordnung zum Gesetz über die Invali-
denversicherung (IVV), die Verord-
nung zum Gesetz über Ergänzungs-
leistungen zur Alters-, Hinterlasse-

nen- und Invalidenversicherung 
(ELV) und die Verordnung über be-
sondere medizinische Eingliede-
rungsmassnahmen. Die Abänderun-
gen treten grossteils am 1. Januar 
2017 in Kraft.

Gerechteres Verfahren

Bei dieser Gelegenheit werde zudem 
entsprechend der schweizerischen 
Regelung auch für Selbstständiger-
werbende und Nichterwerbstätige 
von der Vergangenheitsbemessung 
auf die Gegenwartsbemessung ge-

wechselt. «Denn dieses Verfahren ist 
wesentlich gerechter, einfacher 
durchzuführen und für die Beitrags-
pf lichtigen transparenter als die 
Vergangenheitsbemessung. Zudem 
kann dadurch die schweizerische IT-
Lösung verwendet werden, womit 
zusätzliche Umsetzungskosten ein-
gespart werden. Die Beiträge der Ar-
beitnehmer erfolgen bisher schon 
nach dem Prinzip der ‹Gegenwartbe-
messung›, indem laufend ein ent-
sprechender Lohnabzug erfolgt», 
heisst es in der Mitteilung weiter.

Die Auszahlung der Renten erfolgt in 
der Regel auf ein Bank- oder Post-
checkkonto. Auf Antrag können sie 
dem Rentenbezüger auch direkt 
bzw. in bar ausbezahlt werden. «Da 
die Post nur noch in einem bestimm-
ten geringen Ausmass bereit ist, 
Renten bar auszuzahlen und dies er-
hebliche Kosten verursacht, kann 
die Barauszahlung künftig nur noch 
in begründeten Ausnahmefällen be-
antragt werden», teilte das Ministe-
rium für Gesellschaft abschliessend 
mit. (red/ikr)


